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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
EU Européische Union

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
ONU Organisation des Nations unies

UE Union européenne

uss Union syndicale suisse
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.02.2017
KARIN FRICK

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Droit de cité

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenutber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbiirgerung von Personen der dritten
Ausléandergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher Uberraschend war das ebenfalls deutliche Standemehr: 17 von 23
Sténden stimmten der Vorlage zu. Die auf frihere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einblrgerung zurlckgehenden Beflrchtungen der BeflUrworter, am
Standemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen resultierte Uberall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Sténdemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Beflrworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, Tl 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung tGberhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen fur die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdinnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenuber
stiess die Vorlage in samtlichen Westschweizer Kantonen auf Uberdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Auslanderfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
hochste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevélkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfallig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefélle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zurich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesratin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis .mit grosser Genugtuung® zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich .fur weitere, ebenso umstrittene Vorlagen™. Darlber hinaus ermunterte
sie junge Ausléanderinnen und Auslander der dritten Generation, nun ,die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten™, und flgte an, die Erleichterung der
Einblrgerung sollte voraussichtlich spatestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
Uber den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Wahrend
Ersterer von einer Uberfélligen Reform sprach und ankindigte, nun auch die
Anforderungen fur andere Einblrgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen .ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Burgerrecht™. Daran
musse man jetzt anknlpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Auslanderpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingeblrgerten fur das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des DoppelbUrgerrechts. Die SVP
erkléarte aber auch, das Verdikt von Volk und Stédnden zu akzeptieren und die noch
offenstehende Mdglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesanderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stande: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stande: 5 2/2

Parolen:

- Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grliine, GLP, BDP (1*), EVP, Stadteverband, Eidgendssische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP, EDU (1*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.11.2014
DAVID ZUMBACH

Politique sociale

Population et travail
Evolution de la population

Das Jahr 2014 wurde stark durch Debatten um die Zuwanderungspolitik gepragt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begriindet, dass neben der am 9. Februar zur Abstimmung
gelangten Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" das Stimmvolk mit der
Volksinitative "Stopp der Uberbevélkerung - zur Sicherung der natiirlichen
Lebensgrundlagen” am 30. November Uber eine zweite Initiative zu befinden hatte, die
sich thematisch dem genannten Bereich zuordnen liess. Letztere wurde in der
offentlichen Debatte nach ihrer Urheberin, der Vereinigung Umwelt und Bevdlkerung
(Ecopop), bezeichnet. Das im Mai 2011 lancierte Begehren forderte die Einflihrung einer
Beschréankung des Bevolkerungswachstum infolge Zuwanderung auf jéhrlich 0,2% der
standigen Wohnbevolkerung. Zudem hatten bei einer Annahme der Ecopop-Initiative
mindestens 10% der Mittel, welche die Schweiz jahrlich in die internationale
Entwicklungszusammenarbeit investiert, fir Massnahmen zur Férderung der freiwilligen
Familienplanung eingesetzt werden mussen. Ferner hatte eine Annahme zur Folge
gehabt, dass kunftig keine volkerrechtlichen Vertrdge mehr hatten abgeschlossen
werden durfen, die gegen die Initiativbestimmungen verstossen wirden. Bestehende
Vertréage hatten innerhalb von vier Jahren angepasst oder gekliindigt werden mussen.
Wenig Uberraschend beantragte der Bundesrat im Herbst 2013 die Volksinitiative dem
Souverén ohne Gegenentwurf zu unterbreiten mit der Empfehlung, sie abzulehnen. Die
Regierung verwies in ihrer Botschaft darauf, dass im Falle einer Annahme der Initiative
weder das Freiziigigkeitsabkommen noch das EFTA-Ubereinkommen weitergefiihrt
werden kénnten, was sich ihrer Meinung nach massgeblich auf das
Wirtschaftswachstum der Schweiz auswirken wirde. Der Antrag des Bundesrates wurde
in der Sommersession 2014 von beiden Kammern deutlich gutgeheissen. Im Nationalrat
stimmten drei, im Stédnderat nur gerade ein Volksvertreter gegen den bundesratlichen
Vorschlag. Auf Sympathien stiess die Vorlage hingegen bei der SD, der AUNS und Teilen
der SVP-Basis. Acht SVP-Kantonalsektionen wichen von der nationalen Parteilinie ab.
Sieben beschlossen wie SD und AUNS die Ja-Parole, die Genfer Kantonalsektion erteilte
die Stimmfreigabe. Alle anderen Parteien sowie die Wirtschaftsverbdande und die
Gewerkschaften sprachen sich gegen eine Annahme der Ecopop-Initiative aus. Die
Initianten verfugten Uber wenig Kampagnenerfahrung und Uber wenig finanzielle
Ressourcen. Anders das gegnerische Lager, das zwar nicht vollstdndig zentralisiert, aber
nicht minder geeint zu Werke ging. Neben dem Uberparteilichen Komitee "Ecopop
Nein", das vom Wirtschaftsverband Economiesuisse geleitet wurde und von dem der
grosste Kampagneneffort ausging, engagierten sich auch Parteien (v.a. FDP und glp),
Gewerkschaften (Syna, TravailSuisse) und kantonale Komitees gegen die Ecopop-
Initiative. Auf Seite der Ecopop-Beflirworter schalteten sich neben dem
Initiativkomitee auch Akteure des rechtskonservativen Lagers in den Wahlkampf ein,
was auf Pro-Seite zu einem selten gesehenen Konglomerat aus &kologischer
Wachstumskritik und fremdenfeindlichen Motiven fihrte. Die Ecopop-Initiative wurde
schliesslich von Volk und Stédnden klar verworfen. Nur 25,9% der Partizipierenden
stimmten der Vorlage zu (Stimmbeteiligung: 50%). Die Klarheit des Resultates
Uberraschte, zumal im Vorfeld Umfrageresultate auf einen héheren Ja-Stimmenanteil
hindeuteten. Die héchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Tessin (36,9%), Schwyz
(34,2%) und Obwalden (32,6%) registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die
Westschweizer Kantone Waadt (17,3%), Wallis (21,3%) und Genf (21,4%).

Abstimmung vom 30. November 2014

Beteiligung: 50,0%
Ja: 671099 (25,9%) / 0 Sténde
Nein: 1920 454 (32,1%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

-Ja: SD, AUNS.

- Nein: SVP (8)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP, CSP, EDU, eco, sgv, SGB, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die VOX-Analyse zur Ecopop-Initiative kam zum Schluss, dass das Volksbegehren,
dessen Inhalt mehrere Dimensionen umfasste, fast ausschliesslich als
Zuwanderungsvorlage verstanden wurde. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 28.11.2010
ANDREA MOSIMANN

auch der vorgeschlagene Beitrag an die Familienplanung in armen Landern, blieben
weitgehend unbeachtet. Geméass der Umfrage fanden die Initianten ihre Unterstitzung
dann auch in den der SVP nahestehenden Kreisen, die dem Anliegen zu 56%
zustimmten, wéhrend nur eine kleine Zahl der Sympathisanten der Griinen (19%) und
der Grinliberalen (11%) ein Ja in die Urne legten. Eine zusétzliche Befragung innerhalb
der  VOX-Studie ergab, dass jede  zweite Person, die bei der
Masseneinwanderungsinitiative Ja gestimmte hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein
in die Urne legte. Vor allem Anhéanger der SVP, aber auch solche von FDP und CVP
votierten anders als noch im Februar. ?

Groupes sociaux
Politique a I'égard des étrangers

In der Volksabstimmung vom 28. November konnte die SVP einen Sieg feiern: 52,9% der
Stimmblurger und 17,5 der 23 Stande sprachen sich fur die Ausschaffungsinitiative aus.
Der Gegenvorschlag hatte mit einem Nein-Stimmenanteil von 54,2% keine Chance;
samtliche Kantone lehnten ihn ab. Zum ersten Mal wurde damit eine Initiative im
Bereich der Ausléanderpolitik angenommen. Wie Ublich in Auslanderfragen
unterschieden sich die Abstimmungsergebnisse zwischen der Deutsch- und der
Westschweiz deutlich: Mit Ausnahme des Kantons Wallis lehnten alle Westschweizer
Kantone das Volksbegehren ab, in der Deutschschweiz sagte nur Basel-Stadt nein.
Markanter als der ,Rdstigraben™ waren allerdings die Unterschiede zwischen
stadtischen und landlichen Regionen. So hat beispielsweise der Kanton Zilrich die
Ausschaffungsinitiative mit 50,8% angenommen, in der Stadt wurde sie hingegen mit
64,5% Nein-Stimmen abgelehnt. Der Kanton Bern hat ebenfalls Ja gesagt (53,7%), die
Stadt hingegen lehnte mit 55,6% Nein-Stimmen ab. Wéhrend im Kanton Sankt Gallen
das Volksbegehren mit knapp 60% befurwortet wurde, stimmten in der Stadt bloss
50,7% Ja. Die EU und einzelne Mitgliedstaaten tadelten die Schweiz fir das
Abstimmungsresultat. Sie gaben ihr zu verstehen, dass sie damit ihren
Aussenseiterstatus  zementiere und ihre Glaubwirdigkeit als verlasslicher
Vertragspartner in Frage stelle. Kritik gab es auch vom Europarat und vom UNO-
Hochkommissariat flr Flichtlinge (UNHCR), die den neuen Verfassungstext flr
volkerrechtswidrig halten, da bei automatischen Ausschaffungen kein Schutz vor Folter
und Verfolgung gewahrleistet sei.

Abstimmung vom 28. November 2010

Beteiligung: 52,6%

Volksinitiative:

Ja: 1'398'360 (52,9%) / 156 5/2 Stande
Nein: 1'243'325 (47,1%) / 5 1/2 Stande
Gegenentwurf:

Ja: 1'189'186 (45,8%) / O Stande

Nein: 1'407'743 (64,2%) / 20 6/2 Sténde

Parolen:

Volksinitiative:

Ja: SVP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega.

Nein: FDP, CVP, SP, EVP, CSP, PdA, GP, GLP, BDP; SGB, Travs.
Gegenentwurf:

Ja: FDP, CVP, EVP, GLP, BDP.

Nein: SP (10)*, SVP, CSP, PdA, GP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega; SGB (1)*, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Stichfrage:
fur die Volksinitiative: SVP, SD, EDU, Auto-Partei, Lega.
fur den Gegenentwurf: FDP, CVP, SP, EVP, PdA, GLP, BDP; SGB, Travs. *

1) BBI, 2017, S. 3387 ff.; SGT, 17.1.17; SN, 19.1.17; SGL, 1.2.17; NZZ, 4.2.17; TA, 11.2.17; AZ, BZ, BaZ, Blick, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, QJ,
SGT, TA, TG, 13.2.17

2) AB NR, 2014, S. 949 ff.; AB SR, 2014, S. 267 ff.; BBI, 2013, 8693 ff.; Lit. Sciarini / Nai / Lanz; NZZ, 25.8., 17.10.14

3) BBI, 2010, S. 5697 f.; Presse vom 29.11.10; TA, 30.11.10 (Reaktionen aus dem Ausland).
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